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Die Delegiertenversammlung in Delsberg (JU) im Juni setzte sich mit dem „Neuen
Wirtschaftskonzept der SP Schweiz“ auseinander. Es handelt sich dabei um eine
Revision des Konzepts von 1994; diese ist von einem pragmatischeren Ansatz gegenüber
der kapitalistischen Wirtschaft und der Globalisierung geprägt. Die darin formulierten
Wertvorstellungen und grundlegenden Ziele bleiben aber Verteilungsgerechtigkeit,
Gleichheit der Geschlechter, Demokratie und Berücksichtigung der Interessen der
Arbeitnehmer. Diese Ziele sollen jedoch stärker im Rahmen der bestehenden
Wirtschaftsordnung erreicht werden und nicht wie im alten Konzept vorgesehen, mit
einem neuen System von durch die Arbeitnehmer selbst verwalteten Betrieben. Es geht
gemäss dem neuen Konzept auch nicht darum, den Prozess der Globalisierung
aufzuhalten, die als unaufhaltsame Entwicklung anerkannt wird, sondern um eine
möglichst soziale und umweltverträgliche Gestaltung desselben. Nationalrätin Susanne
Leutenegger Oberholzer (BL), die für das Konzept warb, unterstrich daneben die
Bedeutung eines nachhaltigen Umgangs mit Ressourcen. Bereits rund 250
Änderungsvorschläge, darunter ein Rückweisungsantrag der Freiburger Sektion,
machten deutlich, dass das Konzept einige problematische Aspekte für die Delegierten
enthielt. Den Freiburgern fehlte vor allem die Kohärenz. Wie andere Westschweizer
Delegierte und die Schweizerischen Jungsozialisten (Juso) kritisierten sie insbesondere
die Annäherung der SP an liberale Positionen, wie sie sich in der Befürwortung des
Wettbewerbs in den Gütermärkten (z.B. durch die Übernahme des Cassis-de-Dijon-
Prinzips) ausdrückten. Auf Antrag der Juso wurde die grundsätzliche Kritik am
Kapitalismus, wie sie auch im bisherigen Parteiprogramm verankert ist, nachträglich in
das Wirtschaftskonzept aufgenommen. Auch mit ihrer Forderung nach einer stärkeren
Preisregulierung konnten sich die Juso beinahe durchsetzen. Schliesslich wurde das
modifizierte Konzept mit grosser Mehrheit verabschiedet. 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 04.09.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Zentrales Thema der Freiburger Delegiertenversammlung Ende Oktober war die
Wirtschaftspolitik. Der diskutierte Katalog von Forderungen stimmte dabei weitgehend
mit den Zielen der zur neuen Wirtschaftsministerin gewordenen Doris Leuthard
überein: die Einführung des Cassis-de-Dijon-Prinzips, um die Verbraucherpreise in der
Schweiz zu senken, der Abbau von weiteren Handelshemmnissen sowie administrative
Vereinfachungen für die KMU. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 30.10.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

An ihrer Delegiertenversammlung auf dem Säntis Mitte September beschloss die CVP
eine Resolution für den Kampf gegen die Hochpreisinsel Schweiz. Sie forderte die
einseitige Einführung des „Cassis-de-Dijon“-Prinzips mit einem möglichst kleinen
Ausnahmenkatalog, den Abbau von Missbräuchen im Patentrecht und die Beseitigung
von „Preis-Ausreissern“ bei Originalmedikamenten, eine Harmonisierung der
kantonalen Baunormen sowie die Eliminierung von Lücken im Kartellrecht. Zudem
verlangte die CVP die Beseitigung der Besteuerung von Kinder- und
Ausbildungszulagen. Die Delegierten hiessen auch einen Gegenvorschlag zu der von der
Linken lancierten Klimainitiative gut, der vorsieht, den CO2-Ausstoss bis 2020 um
mindestens 20% zu senken. 3

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 17.09.2007
SABINE HOHL

1) Presse vom 26.6.06. Zum neuen Wirtschaftskonzept siehe auch Presse vom 11.4.06 sowie NZZ, 21.6.06; TA und WoZ,
22.6.06.Zum 100jährigen Jubiläum und der Geschichte der Juso siehe WoZ, 24.8.06; TA, 26.8.06; NZZ, 4.9.06.
2) Presse vom 30.10.06.
3) NZZ und SGT, 17.9.07.
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